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STROMBERG. Seit rund 25
Jahren wohnt Jörg Binz in der
Römerstraße, zog mit den Kin-
dern und seiner Frau von
Mainz nach Stromberg, „weil
ich den Freizeitwert hier ge-
schätzt habe“. Nach über zwei
Jahrzehnten als Anwohner der
Altstadt, durch die täglich mit
Kalk beladene Lkws fahren,
sagt er: „Hätte ich gewusst,
dass der Abbau im Kalkwerk
ein dauerhaftes Problem bleibt,
hätte ich das Haus vielleicht
nicht gekauft.“ Derzeit überlegt
der Baubiologe und Architekt

deshalb „noch einmal umzuzie-
hen und hier nur mein Büro zu
behalten“. Denn in all den Jah-
ren hat er bemerkt, dass „der
Lärm häufig unterschätzt wird.
Man wird unterschwellig ag-
gressiv gegen die Lkws.“

Verlängerung kommt zum
ungünstigen Zeitpunkt

Bei seinem Umzug nach
Stromberg sei ihm bereits mit-
geteilt worden, dass das Kalk-

werk nicht mehr lange erhalten
bleibe. – Im vorigen Jahr hat
die Kreisverwaltung der Betrei-
berfirma jetzt eine Verlänge-
rung der Abbaugenehmigung
bis 2017 gewährt. Für Jörg Binz
kommt sie zu einem denkbar
ungünstigen Zeitpunkt: „Seit
etwa fünf Jahren gibt es in

Stromberg neue Impulse in der
Stadtsanierung. Es gibt eine Re-
vitalisierung, das Leben hier ist
wieder lebenswert.“ In der Rö-
merstraße habe beispielsweise
ein neues Café geöffnet und es
gebe mittlerweile eine Kultur-
initiative, die öffentliche Veran-
staltung am Schlangenturm in
der Stadt planen wolle. „Das ist
aber alles auf einer anderen
Grundlage entstanden und
droht jetzt kaputt zu gehen“,
befürchtet Jörg Binz.
Darüber hinaus würden eini-

ge Stadtbereiche in Richtung
des Kalkwerkes auf die Er-
schließung warten. „Dort gibt
es Gebiete, die gut zu bewoh-
nen sind“, erklärt der Archi-
tekt. Er selbst hatte bereits die
Idee, gemeinsam mit einem Be-
kannten dort ein Seniorenhaus
zu errichten. Durch den weite-
ren Abbau werde die Weiter-
entwicklung allerdings behin-
dert, „die Leute warten ab und
investieren nicht. Viele hätten
dort außerdem nicht gebaut,
wenn sie gewusst hätten, dass
es mit dem Abbau weiter geht.“
Und für die Hausbesitzer spie-

len nicht nur Lärm und Staub
eine Rolle – sondern vor allem
auch die Risse in ihren Häu-
sern. Während die Kreisverwal-
tung erklärt, eine Fachbehörde

und ein Gutachter hätten fest-
gestellt, dass die Risse nicht mit
den Sprengungen zusammen-
hängen, gibt es in der Nähe des
Werkes in einige Straßen nahe-
zu kein Haus ohne Risse.

Beweise finden
ist schwierig

Als Architekt weiß Jörg Binz,
„dass es schwer ist, nachzuwei-
sen, dass die Risse daher kom-
men“. Dafür müssten erst alle
anderen infrage kommenden
Ursachen ausgeschlossen wer-
den. Klar ist für ihn aber auch:
„Es gibt zum Beispiel ein 25
Jahre altes Gebäude, ein Nota-
riat, das ist ein optisch hoch-
wertiges Haus und dürfte
eigentlich keine Risse haben.
Es ist auf Fels gebaut, da gibt es
keine Setzungsrisse.“ Er selbst
hat in diesem Punkt mit seinem
Haus Glück gehabt, das Fach-
werk kann die Erschütterungen
durch die Sprengungen besser
ausgleichen. Brummen die
schwer beladenen Lkws durch
die Altstadt hat es allerdings
auch im Haus von Jörg Binz
„schon mal was gewackelt“. Bei
einer starken Erschütterung
durch das Sprengen „ist auch
mal mein PC ausgestiegen“.
Neben den alltäglichen Belas-

tungen stehen für den Vorsit-
zenden der kürzlich gegründe-
ten BUND-Gruppe Stromberg
zudem die Belastungen für die
Natur im Mittelpunkt. Fleder-
mäuse seien beeinträchtigt,
außerdem gebe es noch ein
Wildtiervorkommen. Zudem
sei in Stromberg eine Entwick-
lung hin zu einem sanften Tou-
rismus erkennbar. „Da passen
die Krater nicht in die Land-
schaft.“ Außerdem sei die war-
me Quelle – die einst in der
Stadt sprudelte und mit der das
Freibad beheizt wurde – jetzt
wieder im Steinbruch aufge-
taucht. „Damit könnte man
doch etwas machen“, sagt Jörg
Binz. Er hofft deshalb, „dass
die Stadt Einfluss nehmen
kann. Es ist auf jeden Fall gut,
wenn die Stadt mit einer Stim-
me spricht.“

Das Altstadtleben ist in Gefahr
STEINBRUCH Abbauverlängerung könnte Stadtsanierung hemmen /Zahlreiche Häuser voller Risse

Von
Daniela Elsässer

. Hunsfels: Dort können noch
700000 Tonnen Kalk abgebaut
werden. Dieses soll mit der Tief-
erlegung auf 175 über NN er-
schlossen werden.

. Gollenfels: noch zu rekulti-
vierendes Verfüllvolumen von
410000 m3.

ZUKUNFTSPLÄNE

» Das Berggesetz ist
heute nicht mehr
zeitgemäß. Man wird als
Bürger und Kommune
entmündigt. Deshalb
müsste man am Gesetz
politisch ansetzen. «
JÖRG BINZ, Anwohner der
Römerstraße zum Kalkwerk

Die Steinbrüche liegen direkt hinter dem Stadtkern und die Sprengungen sind dort deutlich spürbar. Luftbild: Michael Schönherr, Stromberg

Jörg Binz wohnt seit rund 25 Jahren in seinem Fachwerkhaus an der
Römerstraße, eine der engen Gassen, über die Lkws den Kalk aus
dem Stromberger Werk abtransportieren. „Der Lärm wird oft unter-
schätzt“, sagt er. Foto: Daniela Elsässer

KOMMENTAR

Im Streit um den weitergehenden Kalkabbau im
Stromberger Werk haben sich Stadt, Verbandsge-
meinde, Kreisverwaltung und die Betreiberfirma

Gaul an einen Tisch gesetzt. So weit so gut. Doch den
Bürgern, die täglich Lärm, Abgase und zudem Risse in
ihren Häusern ertragen müssen, hilft das nicht. Was
fehlt, um ihre Situation wirklich zu verbessern, ist eine
grundlegende Gesetzesänderung. Bei der Erteilung
einer Abbaugenehmigung wird derzeit der durch die
Firma entstehende Verkehr nicht berücksichtigt – ob-
wohl die Anwohner ganz erheblich darunter leiden.
Die Hürden, um zu beweisen, dass die Risse durch
Sprengungen kommen, sind fast unüberwindbar und
außerdem so teuer, dass sich das niemand leisten
kann.
Die Kreisverwaltung rechtfertigt ihre Entscheidungen
damit, sich streng an das Gesetz zu halten, den Rah-
men des Gesetzgebers nur anzuwenden. Doch genau
dort liegt das Problem. Deshalb ist es dringend not-
wendig, dass gewählte Vertreter des Volkes im Kleinen
anfangen, diese Gesetze infrage zu stellen und neue zu
initiieren. Auch, um den Bürgern zu zeigen, dass die
Politik wirklich an ihrem Wohlergehen interessiert ist.
Schließlich beginnt auch der längste Weg mit einem
kleinen Schritt.

DANIELA ELSÄSSER
zum Steinbruch

delsaesser@vrm.de

Hürden zu hoch

a

30 Pappeln werden gefällt
NORHEIM/OBERHAUSEN

(red). Die Pappeln an der
Deutschen Alleenstraße (L
235) zwischen Norheim und
Oberhausen beeinträchtigen
die Sicherheit des Straßenver-
kehrs. Aus diesem Grund wird
zwischen Norheim und Nie-
derhausen das Totholz, das im-
mer wieder auf die Straße fällt,
aus den Bäumen entfernt. Be-
troffen sind hiervon rund 50
Pappeln. Im Abschnitt Nieder-
hausen-Oberhausen sind 30
Bäume derart geschädigt, dass
sie gefällt werden müssen. Dies
teilt der Landesbetrieb Mobili-
tät (LBM) Bad Kreuznach mit,
der die Maßnahme mit der
Unteren Naturschutzbehörde
abgesprochen hat.
Die gefällten Pappeln werden

im Frühjahr eins zu eins durch
Eschen ersetzt, die sich als
Straßenbaum wegen ihrer Ro-
bustheit wesentlich besser eig-
nen.
Die Arbeiten finden zwischen

dem 7. bis zum 25. Februar
statt. Um den Verkehrsteilneh-
mern eine großräumige Umlei-
tung zu ersparen, erfolgen die
Pflege- und Fällarbeiten unter
abschnittsweiser halbseitiger
Sperrung der Landesstraße.
Der Verkehr wird mit einer
Baustellenampel geregelt.
Der Leiter des LBM Bad

Kreuznach, Norbert Olk, bittet
die Verkehrsteilnehmer um
Verständnis für die zu erwar-
tenden Beeinträchtigungen so-
wie um eine vorsichtige Fahr-
weise im Baustellenbereich.

AUF EINEN BLICK

Fischborn in Jockgrim
LANGENLONSHEIM (bev).

Die Langenlonsheimer Künst-
lerin Katharina Fischborn stellt
mit Sëping (Sybille Berger-Je-
nisch) unter dem Titel „Papier-
kunst“ im Zehnthaus (Lud-
wigstraße 28) in Jockgrim aus.
Die Ausstellung wird am Sonn-

tag, 13. Februar, um 11 Uhr er-
öffnet (Kinderbetreuung wäh-
rend der Vernissage ab 10.30
Uhr im kleinen Zehnthaus)
und dauert bis 6. März. Geöff-
net: samstags von 15 bis 17
Uhr, sonntags von 11 bis 17
Uhr

Um ein Uhr nachts tanzten vier
Jugendliche in der Disco

PROZESS Vorstand wird Verstoß gegen Jugendschutzgesetz zur Last gelegt

SPONHEIM. Meist wird das
Ehrenamt hochgelobt, manch-
mal werden die in den Ver-
einen Aktiven aber auch mit
unangenehmen Folgen ihrer
Tätigkeit, die insbesondere auf
den Dörfern das Gemein-
schaftsleben bereichert, kon-
frontiert. Für Menschen, die
einen Großteil ihrer Freizeit
opfern, um anderen Erwachse-
nen und Jugendlichen ein kul-
turelles oder sportliches Ange-
bot zu ermöglichen, ist die Fest-
stellung umso bitterer, dass sie
dabei auch mit negativen Aus-
wirkungen rechnen müssen.
Für den Vorstand eines Musik-
vereins in Sponheim hatten die
Ereignisse bei einer Discover-
anstaltung haftungsrechtliche
Folgen.
Wenn Vereine eine Veranstal-

tung für Jugendliche durchfüh-
ren, sind sie auch verantwort-
lich für die Einhaltung des Ju-

gendschutzes. In diesem Sinn
handelten auch die Verantwort-
lichen des Musikvereins, als sie
zur Kirmes 2009 eine Discover-
anstaltung organisierten. Man
bestellte einen Sicherheits-
dienst und gab die verschieden-
farbigen Armbänder aus, die
den Träger als Erwachsenen
oder Minderjährigen kenn-
zeichnen. Um Mitternacht for-
derte man die Jugendlichen
unter 18 Jahren per Durchsage
auf, die Veranstaltung zu ver-
lassen, zusätzlich wurde in der
Halle kontrolliert. Nach An-
sicht der Vereinsführung hatte
man somit alles getan, um den
Jugendschutz zu gewährleisten.
Vor Ort waren an diesem

Abend auch Mitarbeiter des
Kreisjugendamtes und Mit-
arbeiter der Polizei, die zu Be-
ginn der Veranstaltung den Ein-
lass und die Anwendung der Si-
cherheitsvorkehrungen beob-
achteten und dabei Mängel
festgestellt haben wollen. Sie
sollen auch gegenüber den Ver-

anstaltern erklärt haben, dass
sie sich eine Kontrolle zu
einem späteren Zeitpunkt vor-
behalten. Gegen ein Uhr nachts
waren die Jugendamtsmitarbei-
ter und Polizisten noch ein Mal
vor Ort und führten in der Hal-
le Kontrollen durch. Dabei
wurden zwei 16-jährige und
zwei 17-jährige Jugendliche an-
getroffen.
Für den Vorsitzenden des Ver-

eins hat die Kirmesdisco nun
ein gerichtliches Nachspiel. Er
erhielt eine Anzeige wegen Ver-
stoßes gegen das Jugendschutz-
gesetz und wurde mit einem
Bußgeld von 1000 Euro belegt.
Dagegen legte er Einspruch ein,
da der Verein aus seiner Sicht
alles getan hatte, um die Aufla-
gen des Jugendschutzes zu er-
füllen und sogar eigens einen
Sicherheitsdienst engagiert hat-
te. Über die Ordnungswidrig-
keit wird nun öffentlich vor
dem Amtsgericht am kommen-
den Montag, 7. Februar, um
11.10 verhandelt.

Von
Christine Jäckel

Arbeitskreise sehen
sich überfordert
ARMUTSBERICHT Wissenschaftliche

Unterstützung wird eingefordert

KREIS BAD KREUZNACH
(red). Eine wissenschaftliche,
fachliche Begleitung fordern
die verschiedenen Arbeitskrei-
se, die mit der Erstellung eines
Armutsberichtes für den Land-
kreis Bad Kreuznach beauf-
tragt sind. Die Erhebung von
zuverlässigen Zahlen gestalte
sich schwierig, belastbare Sta-
tistiken seien Mangelware, sagt
Rolf Tarnow, Vertreter der
LINKEN in den Arbeitskrei-
sen.
Die Detailarbeit zum bean-

tragten Armutsbericht für den
Kreis Bad Kreuznach wird in
verschiedenen Arbeitskreisen
geleistet. Die Mitglieder der
Arbeitskreise würden sich alle
Mühe geben, diese Vorarbeiten
zum Armutsbericht ehrenamt-
lich zu leisten, stießen jedoch
an Grenzen. Daher haben sie
nunmehr eine wissenschaftli-
che, fachliche Begleitung ihrer
Arbeit eingefordert, auch weil
man befürchte, ohne diese

würden die Ergebnisse „nicht
ernst genommen“ oder von in-
teressierter politischer Seite
gar in Zweifel gezogen.
„Dem muss begegnet werden,

indem man der ehrenamtli-
chen Arbeit der Arbeitskreise
fachlichen und wissenschaftli-
chen Beistand zubilligt, was
bisher nicht auf die Gegenliebe
des zuständigen Dezernenten
und 1. Kreisbeigeordneten
Nies trifft“, schreibt Timo Kauf-
mann für die Fraktion die LIN-
KE in einem Brief an den Ers-
ten Kreisbeigeordneten Hans-
Dirk Nies. Die LINKE fordert
Nies auf, die Forderungen der
Arbeitskreise zu unterstützen
und drängt darauf Abhilfe zu
schaffen. Nach Auffassung der
Verwaltung dürften die Ermitt-
lungen zum Armutsbericht je-
doch nichts kosten. „Ich be-
fürchte, dass die Bekämpfung
der Armut im Kreis dann auch
oder erst rechts nichts kosten
darf“, so Rolf Tarnow.

„A Capälzer“ gleich zwei Mal
BAD MÜNSTER AM STEIN-

EBERNBURG (red). Julia Lipp-
mann-Schwedes und Jost-Hen-
ner Schwedes haben zu ihrer
„Neunten Hausmusik unter
der Burg“ in ihr Haus Am
Schlossberg 3, 55583 Bad
Münster am Stein-Ebernburg,
am Samstag, 12. Februar, ein-
geladen. Weil dieser Termin
ausgebucht ist, gibt es ein Zu-
satzkonzert am Sonntag, 13.
Februar, um 15 Uhr. Dann
können die Besucher noch ein-
mal die „A Capälzer“ hören
und genießen, eine echte Nord-
pfälzer Girlgroup. Sie musizie-
ren unter dem Motto „A Capäl-
zer un noch viel Meer“ aller-
hand freche und frivole Weisen

in pfälzischer Mundart. Alles
in reinem A capella-Gesang,
mit heimatlichen Melodien,
Chansons und Popsongs bis
hin zu Eigenkompositionen.
„Wir scherzen von Herzen und
betören in Chören!“ ist ihr Cre-
do. Nach dem Konzert wird
wieder zu einem typisch pfälzi-
schen Imbiss und Beisammen-
sein eingeladen. Wegen be-
grenzter Sitzanzahl wird um
Anmeldung bei Julia Lipp-
mann-Schwedes, Telefon 067
08 /660515 oder Jost-Henner
Schwedes, Telefon 06708 /64
1202, eMail: jhschwedes
@web.de, gebeten. Der Unkos-
tenbeitrag für Konzert und Im-
biss beträgt 15 Euro.

Kreisrechtsausschuss tagt
KREIS BAD KREUZNACH (red).

Am Donnerstag, 10. Februar, fin-
det unter Vorsitz von Ass. jur.
Riegert eine Sitzung des Kreis-
rechtsausschusses statt. Sitzungs-
ort: Kreisverwaltung Bad Kreuz-
nach, Salinenstr. 47, Sitzungs-

zimmer 107. Im öffentlichen Teil
von 8.30 bis 9.20 Uhr stehen bei-
trags- und kostenrechtliche Ver-
fahren zur Erörterung an. Im
nichtöffentlichen Sitzungsteil ste-
hen sozial- und jugendhilferecht-
liche Verfahren an.
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